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Beschlussvorschlag der Verwaltung:

Der Stadtentwicklungs - und Bauausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Be-
schluss:

DerGemeinderat beschlielit die Umsetzung dervonder Verwaltung vorgeschlagenen
Malinahmen gegen iiberhéhte Wohnungsmieten.

Finanzielle Auswirkungen:

Bezeichnung: Betrag in Euro:

Ausgaben /Gesamtkosten:

Einnahmen:

Finanzierung:

Folgekosten:
e Personalbedarfist noch nicht absehbar

Zusammenfassung der Begriindung:

Auf Grund eines Arbeitsauftrags aus dem Gemeinderat, Drucksache 0127/2022/IV, sollte
die Anwendungdes ,Freiburger Modells“beziiglich der MaBhahmengegenMietpreisiiber-
hohung sowie Mietwucher fiir Heidelberg gepruft werden. Die Verwaltung schlagt vor, ein
eigenes Mafinahmenpaket gegen iiberhohte Wohnungsmieten umzusetzen.
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Sitzung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses vom

16.01

2024

Ergebnis der offentlichen Sitzung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses vom 16.01.2024

MaBnahmen gegen iiberhohte Wohnungsmieten
Beschlussvorlage 0478/2023/BV

AlsTischvorlagenwerdender gemeinsame Sachantrag der Fraktionen DIE LINKE und
B'90/Die Griinen (Anlage 01zur Drucksache 0478/2023/BV) sowie der Sachantragder SPD
(Anlage 02 zur Drucksache 0478/2023/BV) andie Gremienmitglieder verteilt.

Nacheinerkurzen thematischenEinfiihrung libergibt Erster Birgermeister Odszuck
Stadtrat Ziegerdas Wort.

Stadtrat Ziegererlautert, dass Stadtrat Michelsburgim Anschluss die beidenangekiindig-
tenSachantrage zu einem,vonallen drei Fraktionengetragenen, zusammenfuhrenwerde.
Zur Begriindung erlautert er, dass Mietiiberhohungen, vorallemin groBBeren Stadten, ver-
gleichsweise haufigvorkomme und die bei den Antragenbeteiligten Fraktionen eine star-

kere Unterstutzung der Mieter bei Mietpreisuberhohungenanstrebten.

Daraufhin stellt Stadtrat Michelsburg den gemeinsamen Sachantrag der SPD Frak-
tion, der Fraktionen DIE LINKE und B'90/Die Griinen:

Die Stadt Heidelbergfiihrt ab September 2024 ein Monitoring von Wohnungsinseratenein.
Verdachtsfallenvon Mietpreisiiberhohung und Mietwucher wird nachgegangen und ggf.
Anzeige erstattet.

Die Stadt Heidelberg beauftragt zum nachstmoglichen Zeitpunkt Mietenmonitor UG zur
Uberpriifung der Online-Inserate vonHeidelberger Mietwohnungen.

Beiliiberhohten Mieteninformiert die Stadt Heidelberg die Vermietenden mitdem Ziel, die
Miete auf einrechtmaBiges Niveauabzusenken.

Esfindet eine Orientierung am Freiburger Modell statt.

Zur Begrindungdes Antrags erganzt Stadtrat Michelsburg, dass die Anschreiben der Stadt
Freiburg andie Vermietendenin 6 -7 Prozent der Falle zu einer Mietreduktion gefiihrt hat-
tenund mandies als deutlichen Erfolg des Mietmonitorings deute.
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In der Diskussion meldensich zuWort:

Stadtrat Dr.Weiler-Lorentz, Stadtratin Dr. Roper, Stadtrat Michelsburg, Stadtratin Prof. Dr.
Marmé, Stadtrat Zieger, Stadtratin Dr.Schenk

e Mieterhohungenstelltenein Problem dar und die Mietpreisbremse sei oft sowohlbei
Vermietendenund Mietenden nicht bekannt. Man wiinsche sich eine reprasentative
Umfrage beiVermietendenund Mietendenund rege eine Anhérung des Mietervereines
an.

e DerVerwaltungsvorschlagseinicht ausreichend. Daher rege manan das Mietiiberho-
hungspotentialin Bezug auf die Bestandsmietverhaltnisse in Heidelberg zu prufenund
denFokus nicht nur ausschlieilich auf Neumietverhaltnisse zulegen.

o DerVorschlag derVerwaltung zur Information der Mietenden sei gelungen. Dennoch
praferiere maneine Kombination dervorgeschlagenenund beantragten Handlungs-
mafBnahmen,vielleicht mit einen1’ jahrigen Testlauf. Nach einer Evaluation kdnne
dann einendgiiltiger Beschluss herbeigefiihrt werden.

e ManseisichdariiberimKlaren,dass die Antragsinhalte zusatzliche Verwaltungska-
pazitatenbanden.

Stadtratin Heldner stellt den Antrag ZUr Geschaftsordnung:

Ende der Rednerliste.

Nachdemdrei Stadtrate diesenunterstiitzen stellt Erster Birgermeister Odszuck zu-
nachstdiesenzur Abstimmung.

Abstimmungsergebnis: mehrheitlichabgelehnt

Im Weiterenwerdennoch folgende Argumente vorgetragen:

e Esseidavonauszugehen,dassdie geringe Anzahl der Klagen darauf zuriickzufiihren
sei,dass die Mietenden nicht liber ausreichendes Wissen zum Thema Mietlberhohun-
genverflugtenund dieseinder Beweispflicht stiinden.
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Damanjedoch im Mietmonitoring die Vermietendenanschreibenwerde, konne man
nach diesem Schreibenund einer mangelnden Reaktiondes Vermietenden, dieses vor
Gerichtals Vorsatzauslegen.

e Grundsatzlich halte mandas Monitoring von Mietpreisennicht fur eine verpflichtende
Aufgabe der Stadtverwaltung und empfehle daher aufgrund der ohnehin schon be-
grenzten Personalressourcen der Stadtverwaltung dem Verwaltungsvorschlag zu
folgen.

e MansehedasFreiburger Modell nicht als gescheitert an.Die Stadt Frankfurt am Main
habein1.000 Fallen Verfahrenzur Anzeige gefiihrt und gewonnen.

e Seidiegenannte Zahl der Stadt Frankfurt am Maindokumentiert und belastbar?

e Manhaltedas beantragte Verfahrennach dem Freiburger Modellfur ineffektiv und
pladiere darauf die zielfihrendere Idee der Verwaltung umzusetzen.

o DieExistenzdes Mietspiegelsseiunter Mietendenbekannt.Manappelliereandie Ei-
geninitiative der Mietenden.

Erster Burgermeister Odszuck, Herr Gro3kinsky, Stabsstellenleiter des Teams Wohnen
und aktive Bodenpolitik sowie Herr Hornung, Leiter des Amtes fiir Baurecht und Denkmal-
schutz, nehmen zuden Fragen und Anregungen wie folgt Stellung:

e DieVerwaltunghabe sichnach Untersuchung des Freiburger Modells und dessenge-
ringflgigen Erfolgen, dazuentschiedeneine eigene Losung vorzuschlagen. Ziel sei, mit
einem niedrigeren Aufwand eine verbesserte Aufklarung, sowie Hilfestellungenfiir
betroffene Mieterhaushalte, mehr Sensibilitat flir das Thema unzuldassig hoher Mieten,
sowie eine starkere Abschreckung gegen,schwarze Schafe“zu erreichen. Begleitend
zudemdigitalen Mietspiegelrechner,dem Berechnungstoolund dem Meldeformular
fur Verdachtsfalle, wiirdenumfassende Informationen auf der stadtischenHomepage
zur Verflgung gestellt. Daruber hinaus werde eine Erklarung zur Funktionsweise der
bestehenden mietpreisregulierendenInstrumente, der Kappungsgrenze sowie der
Mietpreisbremse das Informations- und Unterstiitzungsangebot der Stadt vervoll-
standigen.

e DasdemAntrag (Anlage 01zur Drucksache 0478/2023/BV) beigefiigte Antwortschrei-
ben des Blirgermeisters Prof.Dr.Martin Haag der Stadt Freiburg betone, dass das
primare Ziele des Mietmonitoring Aufklarung und Pravention zur Vermeidung uber-
hohter Mietensei und weniger die BuBgeld- und Strafverfahren.Diese Ziele lieBensich
auch durch diein derVorlage vorgeschlagene Losung erreichen.

e BeieinerBeispielrechnungergebe sichbei 130 neuen Mietverhaltnissen, beidenenei-
ne Mietliberhohung festgestellt werden konnte, ein Erfolgssatzvon 0,3 -0,4 Prozent.
Daherhalte mandenVorschlag derVerwaltung hier fir kostenglinstiger und zielfiih-
render.

o ErfahrungswerteinFreiburg hattengezeigt,dass sowohldie angeschriebenenVer-
mietendensowie die Mietendenkaum reagiertenund danach auch keine Weiterverfol-
gung stattfinde. Der Mietspiegelschiitze die Mietenden davor, eine Giberhohte Mieter-
hohung im laufenden Mietverhaltnis in Kauf nehmen zumiissen. Die Prifung der Be-
standmietverhaltnisse seimomentan nicht Bestandteilder Vorlage.

e Diegewiinschten Anderungen, bedeuteten nicht nur, eine Dienstleistung des Mietmo-
nitors extern einzukaufen, sondernauch die Bindung zusatzliche Personalkapazitaten,
die auBerplanmafig zur Verfligung gestellt werden miissten.

Erster Biirgermeister Odszuck stellt zunichst den gemeinsamen Antrag zur Ab-
stimmung:
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Die Stadt Heidelbergfiihrt ab September 2024 ein Monitoring von Wohnungsinseratenein.
Verdachtsfallenvon Mietpreisiiberhohung und Mietwucherwird nachgegangenund ggf.
Anzeige erstattet.

Die Stadt Heidelberg beauftragt zum nachstmoglichen Zeitpunkt Mietenmonitor UG zur
Uberpriifung der Online-Inserate vonHeidelberger Mietwohnungen.

Bei iiberhohten Mieteninformiert die Stadt Heidelberg die Vermietenden mitdem Ziel, die
Miete auf einrechtmaBiges Niveauabzusenken.

Esfindeteine Orientierung am Freiburger Modell statt.

Abstimmungsergebnis: beschlossen mit 08:04:00 Stimmen

SchlieBlich lasst Erster Burgermeister Odszuck liber den gednderten Beschlussvorschlag
der Verwaltung abstimmen.

Abstimmungsergebnis: Zustimmung zur Beschlussempfehlung mit 08:04:00 Stimmen mit
Erganzung
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Beschlussempfehlung des Stadtentwicklungs-und Bauausschusses: (Erganzungenwer-
den fett dargestellt)

DerStadtentwicklungs- und Bauausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Be-
schluss:

DerGemeinderat beschliefit die Umsetzung dervon derVerwaltung vorgeschlagenen
Malinahmen gegen iiberhéhte Wohnungsmieten.

Die Stadt Heidelberg fiihrt zusatzlich ab September 2024 ein Monitoring von Wohnungsin-
seraten ein. Verdachtsfallen von Mietpreisiberh6hung und Mietwucher wird nachgegan-
gen und ggf. Anzeige erstattet.

D"i e Stadt Heidelberg beauftragt zum nachstméglichen Zeitpunkt Mietenmonitor UG zur
Uberpriifung der Online-Inserate von Heidelberger Mietwohnungen.

Bei iiberhéhten Mieten informiert die Stadt Heidelberg die Vermietenden mit dem Ziel, die
Miete auf ein rechtmaliiges Niveau abzusenken.

Ess findet eine Orientierung am Freiburger Modell statt.

gezeichnet
JirgenOdszuck
ErsterBilirgermeister

Ergebnis: Zustimmung zur Beschlussempfehlung mit Erganzung

Ja 08 Nein04 Enthaltung 00
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Sitzung des Gemeinderates vom 01.02.2024

10

Ergebnis der offentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 01.02.2024

MafBinahmen gegen iiberhdhte Wohnungsmieten
Beschlussvorlage 0478/2023/BV

Die Stadtrate Ziegerund Michelsburg sowie Stadtratin Dr.Roperbringenden als Tischvor-

lage verteiltengemeinsamen Sachantrag der Fraktionen SPD, Griine und DIE Linke
(siehe Anlage 03 zur Drucksache 0478/2023/BV) einund begriinden diesen.

Es wird einMietenmonitoring, zum Beispiel bei Mietenmonitor UG fir ein Jahr beauf-
tragt.

- Essolleine Stelle geschaffenwerden, die fir die Fallbearbeitung von Mietpreisiberho-
hungen nach § 5 Wirtschaftsstrafgesetz zustandigist. Die Finanzierung der Stelle soll
zumTeil aus Bufigeldern wegen Mietpreisiuberhdhungenfinanziert werden.Die Mel-
dungen Uber das vonder Stadtverwaltung einzurichtende Formular werden (iberpriuift
und bei Mietpreistiberhohung Vermietende informiert und bei Bedarf BuB3geldverfahren
eingeleitet.

- DieVerwaltung wird beauftragt, beider Ummeldung gleichzeitig Informationsmaterial
zu Mietpreisiiberhdhungenund Mietspiegelrechnerauszugeben.

- DievonderVerwaltungnoch zu erstellende Informationsplattform und das Meldefor-
mular sollensich am Beispielder Stadt Frankfurt am Main orientieren.

Stadtrat Dr.Weiler-Lorentzerklart, der Verwaltungsvorschlag seinurein kleiner Beitrag
dazu, die Mieten auf einem halbwegs akzeptablen Niveauzuhalten.Erwerde diesem den-
noch heute zustimmen. Seiner Meinung nach miisstenmindestens 40 Prozent der neuge-
bautenWohnungen o6ffentlich gefordert werden.Wichtigware auch, dass die Vermietenden
und die Mietendenbesserinformiert werden (Stichworte: Mietspiegel, Mietpreisbremse).

Stadtratin Prof.Dr. Marmé halt den Beschlussvorschlag der Verwaltung fiir einen gangba-
ren Weg,dem man zustimmenkadnne.Den Bedarf der Stelle, wieim gemeinsamen Sachan-
trag beantragt, sehe mannicht.
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Stadtratin Dr.Schenk kritisiert den Sachantrag. Der Aufwand fiir ein Jahr sei nicht verhalt-
nismafig. Weiter fihrt sie aus, bevor man tiberhaupt Buigelder einnehmenkdnne, miisse
zunachst die Stelle geschaffenwerden.In der Zwischenzeit miisste die Stelle , vorfinan-
ziert“werden. AuBBerdem seiihrnicht klar, ob es Giberhaupt moglich sei, dass die Stadt
BuBigelderan Vermietende/Mietende verhdngenkdnne.Mankdnne heute wederdem
Sachantrag noch der Beschlussvorlage zustimmen.

Erster Biurgermeister Odszuck steht dem Sachantrag ebenfalls kritisch gegeniiber.Es sei
nicht verhaltnismagig,immer mehrneue Stellen zu schaffenund diese unbefristet zu be-
setzen, obwohl die Mainahme (wieindiesem Fall) nur auf ein Jahr befristet sei.Eine In-
formationsplattform halte er jedochfir einen gutenVorschlag.

Danach stellt er den gemeinsamen Sachantrag der Fraktionen SPD, Griine und DIE Lin-
ke (siehe Anlage 03 zur Drucksache 0478/2023/BV) zur Abstimmung:

- EswirdeinMietenmonitoring, zum Beispiel bei Mietenmonitor UG fiir ein Jahrbeauf-
tragt.

- Essolleine Stelle geschaffenwerden, die fir die Fallbearbeitung von Mietpreisiiberho-
hungen nach § 5 Wirtschaftsstrafgesetz zustandigist. Die Finanzierung der Stelle soll
zum Teil aus Bufigeldern wegenMietpreisiiberhohungenfinanziert werden.Die Mel-
dungen Uber das vonder Stadtverwaltung einzurichtende Formular werden tiberpriift
und beiMietpreisiiberhohung Vermietende informiert und bei Bedarf Buigeldverfahren
eingeleitet.

- DieVerwaltung wird beauftragt,beider Ummeldung gleichzeitig Informationsmaterial
zu Mietpreisuberhdhungenund Mietspiegelrechnerauszugeben.

- DievonderVerwaltungnoch zu erstellende Informationsplattform und das Meldefor-
mular sollensich am Beispielder Stadt Frankfurt am Main orientieren.

Abstimmungsergebnis: beschlossen bei13 Nein-Stimmen

Mit der Mafigabe des beschlossenen Antrags stellt erden Beschlussvorschlag derVerwal-
tung zur Abstimmung.
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Beschluss des Gemeinderates (Erganzung fett dargestellt):

DerGemeinderat beschlielit die Umsetzung dervonderVerwaltung vorgeschlagenen
Malinahmen gegen tberhohte Wohnungsmieten.

E's wird ein Mietenmonitoring, zum Beispiel bei Mietenmonitor UG fiir ein Jahr beauf-
tragt.

Es soll eine Stelle geschaffen werden, die fir die Fallbearbeitung von Mielpreisiberho-
hungen nach § 5 Wirtschaftsstrafgesetz zustandig ist. Die Finanzierung der Stelle soll
zum Teil aus Buligeldern wegen Mieltpreisiiberhhungen finanziert werden. Die Mel-
dungen lber das von der Stadtverwaltung einzurichtende Formular werden tberpriift
und bei Mietpreisiiberhohung Vermietende informiert und bei Bedarf Buligeldverfah-
ren eingeleitet.

Die Verwaltung wird beauftragt bei der Ummeldung gleichzeitig Informationsmaterial
zu Mietpreisiiberhéhungen und Mietspiegelrechner auszugeben.

Die von derVerwaltung noch zu erstellende Informationsplattform und das Meldefor-
mular sollen sich am Beispiel der Stadt Frankfurt am Main orientieren.

gezeichnet
JiirgenOdszuck
ErsterBlirgermeister

Ergebnis: beschlossen mit Erganzung

Nein i3
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Begriindung:

Auf Grund eines Arbeitsauftrags aus dem Gemeinderat, Drucksache 0127/2022/1V, sollte die Verwal-
tung die Anwendung des ,Freiburger Modells“ beziiglich der Malhahmen gegen Mietpreisiiberhohung
sowie MietwucherfirHeidelberg priifen.

Das Freiburger Modelldient vorrangig dazudie Sensibilitat der Wohnungsmarktakteure in Bezug auf
die Angemessenheitder Wohnraummiete zu starkenund die Folgen einer Mietpreisiiberh6hung oder
gareines strafrechtlich relevantenFalles von Mietwucher aufzuzeigen.

In Freiburg ibermittelt einbeauftragter externer Dienstleister der Stadt Verdachtsfalle,die sichaus
der Auswertungvon Angebotenin Online-Portalenund Vermieter-homepages ergeben. Die Stadt
kontaktiertim Anschluss mittels Serienbrief durchschnittlich wochentlich15 betroffene Vermieter.
Fir das externe Mietmonitoring entstehenbis zu20.000 Euro jahrliche Kosten.Die Zahlder Neuver-
mietungen proJahr liegt bei zirka 20.000. In Heidelberg gehenwirvon zirka 11.600 bis 12.600 jahrlichen
Neuvermietungenaus.Davonwerden zirka 2.200 Gber Online-Portale angeboten.

Dadie,SchwarzenSchafe“ihre Offerten eher weniger offen auf Online-Plattformenanbietenwerden
und auch angesichts der Erfahrungen aus Freiburg, erscheint der Aufwand unverhaltnismagig hoch.
Vonallen kontaktiertenVermieternreagiert lediglich ein Drittel auf die stadtischen Briefe. Die Ubrigen
werden nicht nochmals zur Auskunft aufgefordert. Tatsachlich startet das Verfahren zu einem Zeit-
punkt, zudem es noch keinenVertrag gibt und somit auch noch kein Rechtsverstof3vorliegenkann.Ob
mit diesem Vorgehentatsachlicheine nennenswerte Abschreckung gegendie wirklich ,Schwarzen
Schafe“erzielt wird, bleibt fraglich, damanauch die These vertretenkann, dass die echten Ubeltater
dadurch gewarnt werdenund sich aus denPlattformenvollig zurickziehen.

In Freiburg bleibendie messbarenErfolge jedenfalls aus.Wahrend der1’: Jahre die seit Einflihrung
dieses Instrumentes vergangensind, konnte lediglich ein Strafverfahren wegendes Verdachts auf
Mietwuchereingeleitet werden.Wegendes hohen eigenen Ermittlungsaufwands wird in Freiburg so-
gardarauf verzichtet, Verdachtsfalle mit Mietpreisiberhohung zu verfolgen. Auch die Mieterhaushal-
te halten sich sehr zurtick. Die vonder Verwaltung mihevollrecherchierten vermeintlich geschadig-
tenMieter,reagierenin der Regelnicht auf die Schreiben der Verwaltung.Madglicherweise wollensie
das gerade frisch eingegangene Mietverhaltnis nicht gefahrden.Die Verwaltung schreibt nur die Mie-
terhaushalte an, vondenen sie sicherannimmt, dass diese ineine der ermittelten,Verdachts”-
Mietwohnungeninnerhalbvon 3 Monateneingezogensind. Basis hierfir sind die Einwohnermeldeda-
ten. Eine eindeutige Zuordnung zu einer bestimmten Wohnungiist jedoch oft nicht maglich.
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Einweiterernachvollziehbarer Grund, warum Mieterhaushalte nicht auf die Anschreibender Verwal-
tung reagieren, konnte auch sein, dass diese zunachst bewusst die hohere Miete fir die Wohnung ak-
zeptieren, aberdarauf spekulieren,dass sichdieser Betragindenkommenden Jahren nicht mehr
erhohen wird. Denn kiinftige Mieterhohungsverlangen konnen die Mieterhaushalte ablehnen, falls
sichdiese nicht am Mietspiegelorientieren.DerVermieterdiirfte es tatsachlichschwerhaben, eine
Mieterhohung gegenden Willen der Mieterhaushalte durchzusetzen, da sich dieim Streitfall ent-
scheidenden Gerichte regelmafigander ortsiiblichen Vergleichsmiete auf Basis des Mietspiegels
orientieren.

Die Verwaltung hat sichnach Untersuchung des Freiburger Modells dazu entschieden,dem Gemein-
derateine eigene Losung vorzuschlagen.

Mit einem deutlichgeringeren Aufwand soll durch verbesserte Aufklarung, mit zusatzlichen Informa-
tionensowie Hilfestellungenfiir betroffene Mieterhaushalte, mehr Sensibilitat fiirdas Thema unzu-
lassighoher Mieten, sowie eine starkere Abschreckung gegen,schwarze Schafe” erreicht werden.
Die offensichtlich beibetroffenen Mieterhaushaltenbestehende Zuriickhaltung, sicham Verfahren zu
beteiligen, soll durch ein offenes und mit der Zeit etabliertes und von jedermann nutzbares offentlich
zugangliches System beseitigt werden.

Maglicherweise fihlensich die Mieterhaushalte im Freiburger Modell iberrumpelt und reagieren
deswegennicht auf die Anschreibender Stadt. Wirmachten daher, dassinHeidelberg die Mieterden
ersten Schritt gehenund vonBeginnan aktivindas Verfahreneingebundenwerden.Die Mieterhaus-
halte haben jederzeit die Maglichkeit, zu entscheiden, ob ein formales VerfahrengegendenVermieter
eingeleitet werdensoll oder nicht.

Es sollallgemeiniiblich werden, dass alle Wohnungsmarktakteure, also Vermieterund Mieter,
gleichermaflendas Verfahren als Orientierung und MafBstab fiir die Mietpreisgestaltung nutzen.
Durch die Eingabe derrelevanten Wohnungsdateninden Mietspiegelrechner kannzunachst die orts-
iibliche Vergleichsmiete ermittelt werden. Uber eine Verlinkung gelangt man auf ein weiteres offent-
lich zugangliches System, mit einer digital verfigbaren einfach gehaltenen Anleitung. Damit solles
auf unkomplizierte Weise und ohne grofie Hiirden moglich sein, zu priifen,ob die vertraglichverein-
barte Mieteim zuldssigenRahmenliegt oder bereits Uberhoht ist.

Sollte sich hierbei einVerdachtsfall fir Mietpreisiberhohung oder gar Mietwucher ergeben, kann
Uber einentsprechendes ebenfalls digitalangebotenes Formular die iberwachende Stelle Gber den
vermeintlichenVersto3informiert werden.Interessierte Vermieterwiirdenim besten Falle dadurch
angehaltenwerden, ihre bisherige Mietpreisvorstellung nochmals zu tiberprifenund gegebenenfalls
anzupassen.Die Verwaltungwirde die Meldungender Mieter iberprifenund erst nur mitderenaus-
driicklichem Einverstandnis ein weitergehendes Verfahren einleiten. Dies konnte sehrniederschwel-
ligmiteinem ersten Anschreibender Stadt an die Vermieterseite ohne Mieterangabe erfolgen.
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Begleitend zudem digitalen Mietspiegelrechner,dem Berechnungstoolund dem Meldeformular fur
Verdachtsfalle, werdenumfassende Informationen auf der stadtischenHomepage zur Verfligung ge-
stellt. Eine verstandliche Anleitungwird denInteressiertenerklaren, wie die Vorpriifung eigenstandig
mithilfe des Mietspiegelrechners durchgefiihrt werden kann.Entsprechende Fallbeispiele werden
diese Hilfestellung erganzen. Daruberhinaus wird eine Erklarung zur Funktionsweise der bestehen-
denmietpreisregulierendenlInstrumente, der Kappungsgrenze sowie der Mietpreishremse das Info-
und Unterstiitzungsangebot der Stadt vervollstandigen.Die Verwaltung bittet den Gemeinderat um
Zustimmung, damit dieses Konzeptin Heidelbergumgesetzt werden kann.

Prifung der Nachhaltigkeit der Mainahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungspla-
nes /derLokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

Nummer/n: +/-
(Codierung)  beriihrt Ziel/e:
W02 + Preiswerten Wohnraum sichernund schaffen

Begriindung:

EinKonzept zur Uberwachung und Einhaltung angemessener Wohnungsmie-
tentragt zur Verhinderung von Segregationund zur Befriedung des Woh-
nungsmarkts beiundist einlnstrument um die Bezahlbarkeit der Mietenzu
verbessern.

2.Kritische Abwagung / Erlauterungen zu Zielkonflikten:

Keine

gezeichnet
Prof.Dr. Eckart Wiirzner

Anlagenzur Drucksache:

Nummer: Bezeichnung:
01 Gemeinsamer Sachantrag der Fraktionenvon SPD, B’90/Griine und DIE LINKE vom
01.02.2024

(Tischvorlage inder Sitzung des Gemeinderates vom 01.02.2024)

Drucksache:

0478/2023/BV

00359822.docx



	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Beschlussvorschlag der Verwaltung:
	Zusammenfassung der Begründung:
	Sitzung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses vom 16.01.2024
	Abstimmungsergebnis: mehrheitlich abgelehnt
	Abstimmungsergebnis: beschlossen mit 08:04:00 Stimmen
	Abstimmungsergebnis: Zustimmung zur Beschlussempfehlung mit 08:04:00 Stimmen mit Ergänzung
	Beschlussempfehlung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses: (Ergänzungen werden fett dargestellt)
	Ergebnis: Zustimmung zur Beschlussempfehlung mit Ergänzung

	Sitzung des Gemeinderates vom 01.02.2024
	Abstimmungsergebnis: beschlossen bei 13 Nein-Stimmen
	Beschluss des Gemeinderates (Ergänzung fett dargestellt):
	Ergebnis: beschlossen mit Ergänzung

	Begründung:
	Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg

